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Satzung 
der Gemeinde Hellenthal 

 
über die 1. Änderung der Ortslagenabrundungssatzung des im  

Zusammenhang bebauten Ortsteiles Ramscheid vom 27.09.2022 
 
 

für einen Bereich 
am süd-westlichen Ortsrand von Ramscheid 

südlich der „Hochstraße“ 
 

Aufgrund des § 7 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) vom 
14. Juli 1994 (GV.NRW. 1994 S. 666), geändert durch Art. 1 des Gesetzes vom 13.04.2022 
(GV.NRW. S. 490) –in der z.Zt. geltenden Fassung- und des § 34, Abs. 4, Satz 1, Nr. 1 des 
Baugesetzbuches (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 03.11.2017 (BGBl. I S. 
3634), geändert durch Art. 2 des Gesetzes vom 26.04.2022 (BGBI. I S. 674). – in der z.Zt. 
geltenden Fassung- hat der Rat der Gemeinde Hellenthal in seiner Sitzung vom 27.09.2022 
folgende Änderung der Satzung beschlossen: 

 
 
 

§ 1 
Geltungsbereich und Gegenstand der Satzung 

(1) Der in der beigefügten Karte gekennzeichnete Bereich innerhalb der Ortslagenabrun-
dungssatzung wird gemäß § 34, Abs. 4, Satz 1, Nr. 1 BauGB geändert. Der Flächenumgriff 
ist in der Karte mit einer äußeren Linie abgegrenzt sowie mit einer Schraffur gekennzeich-
net. 

(Die weiter bestehende Abgrenzung des im Zusammenhang bebauten Ortsteils Ram-
scheid gemäß § 34, Abs. 4, Satz 1, Nr. 1 BauGB ist mit ihrer Umgrenzungslinie nachricht-
lich in die Karte übernommen.) 

(2) Die für den räumlichen Geltungsbereich der 1. Änderung der Ortslagenabrundungssat-
zung maßgebliche, als Anlage beigefügte Karte, Maßstab 1:2.000, ist Bestandteil dieser 
Satzungsänderung. 

 
§ 2 

Textliche Festsetzungen zur Zulässigkeit von Vorhaben 

(1) Für den Änderungsbereich wird gem. § 34 Abs. 5 BauGB in Verbindung mit § 9 Abs. 1 Nr. 
1 BauGB festgesetzt, dass als Art der baulichen Nutzung bei Neuerrichtung von Bebau-
ung neben Wohngebäuden auch Ferienhäuser (und deren Nebenanlagen) zulässig sind. 

(2) Bei neuer Bebauung sind nicht mehr als zwei Wohneinheiten je Wohngebäude bzw. nicht 
mehr als zwei Ferienwohnungen je Ferienhaus zulässig (§ 9 Abs.1 Nr. 6 BauGB). 

(3) Es wird eine Grundflächenzahl (GRZ) von 0,2 gemäß § 19 BauNVO (Verordnung über die 
bauliche Nutzung der Grundstücke (Baunutzungsverordnung) i. d. F. der Bekanntma-
chung vom 21.11.2017 (BGBl. I. S. 3786), geändert durch Art. 2 des Gesetzes vom 
14.06.2021 (BGBl. I S. 1802) - in der zurzeit geltenden Fassung-) festgelegt. 

(4) Als Höchstmaß für die zulässige Zahl der Vollgeschosse wird eins (I) festgelegt. 
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§ 3 
Textliche Festsetzungen zu Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung 

von Natur und Landschaft, interne Kompensation 

 
Maßnahme 1: Erhalt der Artenreichen Mähwiese  

(1)  Erhalt der Artenreichen Mähwiese auf ca. 2.370 m² des Grundstücks. Die Wiese ist 2-mal 
jährlich zwischen Juni und Oktober zu mähen. Zwischen der ersten und der zweiten Mahd 
sollten 8 Wochen liegen.   

(2)  Das Mahdgut ist von der Fläche zu entfernen.  

(3)  Der Einsatz von Dünge- und Pflanzenschutzmitteln ist nicht zulässig.  

(4)  Falls Teile der bestehenden Wiese durch die Bauarbeiten zerstört werden: Einsaat mit 
regionalem Saatgut (kann über die Biologische Station bezogen werden). 

 

Maßnahme 2: Anpflanzen von 18 Obstbäumen  

(5)  Die Durchführung der nachfolgend beschriebenen Pflanzung muss spätestens in der 
zweiten Pflanzperiode nach Fertigstellung der Bebauung erfolgen.  

(6)  Auf der Fläche des Plangebiets sind 18 Obstbäume in einem lockeren Verband mit einem 
Mindestabstand von 7 m (besser 8 – 12 m) zueinander zu pflanzen. Die Abstände zu 
Nachbarparzellen sind einzuhalten (i.d.R. 2,0 m bei Hochstämmen).  

(7)  Die Bäume z.B. aus der untenstehenden Artenliste sollten folgende Mindestqualität ha-
ben: Hochstamm, 2-mal verpflanzt, mind. 8 bis 12 cm Stammumfang und 180 cm Höhe.  

(8)  Pflanzliste:  

Apfel: Boskoop, Jakob Fischer, Ontario, Rheinischer Bohnapfel, Gelber Edelapfel, Luxem-
burger Renette, Eifeler Rambour, Haberts Renette, Rote Sternrenette, Schöner aus Nord-
hausen, Rheinische Schafsnase  

Birne: Gute Graue, Gellerts Butterbirne, Nordhäuser (Winter-)Forellenbirne, Gute Luise, 
Köstliche aus Charneux  

Pflaume: Hauszwetschge, Ontariopflaume, Bühler Frühzwetschge, Gr. Grüne Reneklode, 
Graf Althanns Reneklode, Mirabelle v. Nancy  

Kirsche: Heidelfinger Riesenkirsche, Teickners Schwarze Herzkirsche  

Es wird ein Apfelbaumanteil von 60 bis 80 % empfohlen, da Apfelbäume eine große Stand-
ortvariabilität abdecken und sich auf einen besonders hohen Anteil der Fauna positiv aus-
wirken. Weitere Regionaltypische Sorten sind ebenfalls zulässig.   

(9)  Folgende Schutzmaßnahmen sind für die Anpflanzungen durchzuführen:  

- Anbinden des Baumes mit geeignetem Bindematerial  
- Bei Wühlmausbefall der Fläche: Wühlmausschutz (z.B. aus Kaninchendraht, unverzinkt)  

(10) Die Bäume sind fachgerecht zu pflanzen, zu sichern und dauerhaft zu erhalten.  Dazu ist 
in der Jugendphase (die ersten ca. 8 - 10 Jahre) ein jährlicher, fachgerechter Erziehungs-
schnitt nötig. Das Ziel der Erziehungsschnitte liegt in der Entwicklung einer statisch aus-
geglichenen, angemessen durchlichteten Krone, die robust gegenüber Schädigungen wie 
z.B. Krebs und Pilzbefall ist. Erziehungsschnitte sind grundsätzlich in der Winterpause der 
Gehölze durchzuführen und ihre Intensität sollte in Abhängigkeit des letztjährigen Zu-
wachses erfolgen (wenig Zuwachs im Vorjahr → starker Rückschnitt → starker Neutrieb). 
Nach etwa 10 Jahren genügen Erhaltungsschnitte in Intervallen von ca. 3 - 5 Jahren. 
Diese sollten sich z.B. auf das Entfernen von Totästen sowie generelle Auflockerungs-
maßnahmen zum Erhalt des Kronenraums beziehen.  

(11) Die internen Kompensationsmaßnahmen sind dauerhaft zu erhalten 
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§ 4 
Inkrafttreten 

(1) Diese Satzung tritt am Tage ihrer Bekanntmachung in Kraft. 

 

 

Hinweise, Kennzeichnungen und Empfehlungen 

(1) Grundwasserstand 

Nach Mitteilung des Staatlichen Umweltamtes Aachen befindet sich im Planbereich der 

Grundwasserstand bei ca < 3 m unter Flur. 

(2) Vermeidungsmaßnahmen 

- Um Tötungstatbestände bei Bodenbrütern zu verhindern, muss die Baufeldfreima-
chung (inkl. Abschieben des Oberbodens) außerhalb der Vogelbrutzeit (01.03. bis 
30.09.) also in einem Zeitfenster vom 01.10. bis 28./ 29.02. stattfinden. Sollten die Ar-
beiten außerhalb dieses Zeitraums stattfinden müssen, muss vorab gutachterlich nach-
gewiesen werden, dass sich aktuell keine Fortpflanzungsstätten von Vögeln in dem 
Bereich befinden. 

- Bei der Anlage der Baugruben und Zufahrten, sowie bei der Lagerung von Baumaterial 
ist darauf zu achten, dass keine unbeabsichtigten Fallenwirkungen für Tiere entstehen 
können. 

- Die Bauzeit ist auf ein Minimum zu beschränken. 

- Zufahrten zu Garagen, Hauszuwegungen und Stellplätze sind mit wasserdurchlässi-
gen, teilversiegelnden Materialien (z.B. Schotterrasen, wassergebundene Decken, 
usw.) herzustellen, so dass die Wasserdurchlässigkeit der Beläge dauerhaft gewähr-
leistet ist. 

- Abgrabungen, Aufschüttungen und Bodenumlagerungen sind auf das unbedingt erfor-
derliche Maß zu reduzieren. Im Falle neu zu profilierender Bereiche sind diese unmit-
telbar nach Abschluss der Bauarbeiten anzusäen, damit die Gefahr einer 
Oberflächenerosion nur kurzfristig auftritt. 

- Das anfallende Schmutzwasser ist der Kanalisation zur Kläranlage zuzuleiten. Alle Ka-
nalisationen müssen hydraulisch ausreichend leistungsfähig sein, sämtliche Wässer 
schadlos abführen zu können. Ebenso muss die Kläranlage ausreichende Kapazitäten 
besitzen, alle anfallenden Wässer hinreichend behandeln zu können. 

- Der Oberboden ist entsprechend § 202 BauGB (Schutz des Mutterbodens) und der 
DIN 18915 (Bodenarbeiten für vegetationstechnische Zwecke) von allen Bau- und 
Betriebsflächen gesondert abzutragen, zu sichern und zur späteren Wiederverwen-
dung zu lagern. Für die Lagerung müssen wertvolle Flächen in der Umgebung der 
Baumaßnahme ausgenommen werden, eine Lagerung auf bereits gestörten Flächen 
ist anzustreben. Zur Erhaltung der Bodenfruchtbarkeit und zum Schutz vor Erosion 
sind Oberbodenmieten spätestens nach sechs Wochen mit geeignetem Saatgut ein-
zusäen, wahlweise sind die Bodenmieten abzudecken. Nach Möglichkeit sind zumin-
dest die obersten 20 cm des Bodenprofils wieder auf dem Baugrundstück 
einzubringen. 

- Unbelasteter Erdaushub ist einer Wiederverwendung zuzuführen, eine Deponierung 
ist nur in begründeten Fällen zulässig.  

(3) Bodendenkmalpflege 

Bei Bodenbewegungen auftretende archäologische Funde und Befunde sind der Ge-
meinde Hellenthal als Untere Denkmalbehörde oder dem LVR-Amt für 
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Bodendenkmalpflege im Rheinland, Außenstelle Nideggen, Zehnthofstraße 45, 52385 
Nideggen, Tel.: 02425/9039-0, Fax: 02425/9039-199, unverzüglich zu melden. Boden-
denkmal und Fundstellen sind zunächst unverändert zu erhalten. Die Weisung des LVR-
Amtes für Bodendenkmalpflege für den Fortgang der Arbeiten ist abzuwarten. 

(4) Reduzierung des Regenwasserabflusses 

Zur Reduzierung des Regenwasserabflusses ist anfallendes Niederschlagswasser aus 
der Dachentwässerung in einer auf dem Grundstück gelegenen Regenrückhalteeinrich-
tung zu sammeln und zu speichern und dieses dann beispielsweise zur Gartenbewässe-
rung zu nutzen. Das Fassungsvermögen des Auffangbehälters (z.B. Zisterne, naturnaher 
Teich) sollte mindestens 20 Liter pro m² versiegelter Grundstücksfläche betragen. 

(5) Erdbebenzone 

Das Plangebiet befindet sich in der Erdbebenzone 1, Untergrundklasse R (= Gebiete mit 
felsartigem Gesteinsuntergrund) gemäß der „Karte der Erdbebenzonen und geologischen 
Untergrundklassen der Bundesrepublik Deutschland 1:350.000, Bundesland Nordrhein-
Westfalen (Juni 2006). Karte zu DIN 4149 (Fassung April 2005).“ Die in der DIN 4149 
genannten bautechnischen Maßnahmen sind bei der Bebauung der Plangebietsflächen 
zu berücksichtigen.  

(6) Baugrunduntersuchung 

Eine Baugrunduntersuchung nach den Vorgaben der DIN 1054 wird empfohlen. (Bezugs-
quelle für DIN-Normen (Hrsg.): Beuth Verlag GmbH, 10772 Berlin (Tel.: 030/2601-0; Fax: 
030/2601-1260)) 

(7) Kampfmittel 

Bei einem eventuellen Auffinden von Kampfmitteln (Bombenblindgängern, Munition, o. ä.) 
während späterer Erdbauarbeiten sind aus Sicherheitsgründen die Arbeiten sofort einzu-
stellen und die nächstgelegene Polizeidienststelle, die zuständige Ordnungsbehörde oder 
der Kampfmittelbeseitigungsdienst (KBD) zu verständigen. 
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